
 

 

 
 

Capital One AG 
 

München 
 
 
 
Wir laden unsere Aktionäre ein zur ordentlichen Hauptversammlung der Capital One AG 
(nachfolgend auch die „Gesellschaft“), die am Mittwoch, den 25. Mai 2016, um 10:00 Uhr, in 
der Kanzlei Heuking Kühn Lüer Wojtek, Unter den Linden 10 in 10117 Berlin, stattfindet. 
 
TAGESORDNUNG 
 
Tagesordnungspunkt 1 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015, des Lagebe-
richts und des Berichts des Aufsichtsrats 
 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der Capital One AG 
zum 31. Dezember 2015 am 22. März 2016 gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss festge-
stellt. Der festgestellte Jahresabschluss, der Lagebericht und der Bericht des Aufsichtsrates 
sind der Hauptversammlung vorzulegen, ohne dass es einer Beschlussfassung bedarf. 
 
Der festgestellte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015, der Lagebericht und der Bericht 
des Aufsichtsrates sind im Internet unter 
 
http://www.capitalone-ag.de/investor-relations 
 
zugänglich. Die Unterlagen werden den Aktionären auf Wunsch auch zugesandt. Ferner 
werden die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und erläutert werden.  
 
 
Tagesordnungspunkt 2 
Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresfehlbetrags für das Geschäftsjahr 
2015 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Jahresfehlbetrag aus dem Geschäftsjahr 2015 
in Höhe von EUR 254.501,85 zusammen mit dem vorhandenen Verlustvortrag in Höhe von 
EUR 10.675,05 auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Tagesordnungspunkt 3 
Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2015 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands, die im Geschäftsjahr 
2015 amtiert haben, namentlich den Herren Marvin Dominic Andrä und Dr. Thomas Lips, für 
diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 
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Tagesordnungspunkt 4 
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats, die im Geschäfts-
jahr 2015 amtiert haben, namentlich Frau Claudia Spiess und den Herren Dimitri Papadop-
oulos und Alexander Philipp Barbier, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 
 
 
Tagesordnungspunkt 5 
Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 
2016 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit dem Sitz in 
Leipzig zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2016 zu bestellen. 
 
 
Tagesordnungspunkt 6 
Beschlussfassung über die Änderung der Satzung zur Erweiterung des Aufsichtsrats 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht derzeit gem. § 9 Abs. 1 der Satzung aus drei Mit-
gliedern. Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder soll erhöht werden und die Satzung entspre-
chend angepasst werden. 
 
a. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder von 

drei auf vier Aufsichtsratsmitglieder zu erhöhen. 
 

b. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 9 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft 
wie folgt neuzufassen:  

§ 9 
Zusammensetzung und Amtsdauer 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. 

 
 
Tagesordnungspunkt 7 
Beschlussfassung über die Wahl eines weiteren Aufsichtsratsmitglieds 
 
Als viertes Aufsichtsratsmitglied soll mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung der unter 
Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen Satzungsänderung in das Handelsregister Herr 
Boris Raoul, Betriebswirt, wohnhaft in München, gewählt werden. Die Hauptversammlung ist 
nicht an Wahlvorschläge gebunden. 
 
Herr Boris Raoul ist derzeit weder Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 
noch Mitglied in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunter-
nehmen. 
 
Herr Boris Raoul war von August 2014 bis Juni 2015 Geschäftsführer der UNISTER Travel 
Betriebsgesellschaft mbH, die 96,15 % der Aktien der Gesellschaft hält. Darüber hinaus war 
Herr Boris Raoul bis zum 31. März bei der Unister Holding GmbH, der Obergesellschaft des 
Unister Konzerns, als Bereichsleiter für den Bereich Reisen („CEO Travel“) tätig. 
 
Nach Einschätzung des Aufsichtsrats steht der vorgeschlagene Kandidat darüber hinaus 
nicht in einer nach Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex offenzulegen-
den persönlichen oder geschäftlichen Beziehung zur Gesellschaft oder deren Konzernunter-
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nehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteilig-
ten Aktionär. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Person aufschiebend bedingt auf die Eintragung der 
unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen Satzungsänderung in das Handelsregister 
und für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglie-
der des Aufsichtsrats für das zweite Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt – 
wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird – zu Mitglie-
dern des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu wählen: 

 
Herrn Boris Raoul, Betriebswirt, wohnhaft in München 

 
 
Tagesordnungspunkt 8 
Beschlussfassung über die Wahl der gerichtlich bestellten Aufsichtsratsmitglieder  
 
Gemäß dem Beschluss des Amtsgerichts vom 15. Januar 2016, zugegangen am 20. Januar 
2016, hat das zuständige Amtsgericht München die drei amtierenden Aufsichtsratsmitglieder, 
Herr Roland Sand, Bankfachwirt, wohnhaft in Berlin, Herr Heinz Michael Gutsmann, Diplom-
Kaufmann, wohnhaft in Hamburg, und Herr Hans-Joachim Klenz, Energieanlagen-
Elektroniker, wohnhaft in Frankfurt a.M., für die Zeit bis zur Wahl neuer Aufsichtsratsmitglie-
der durch die Hauptversammlung der Gesellschaft gerichtlich gem. § 104 Abs. 1 AktG be-
stellt. Die gerichtlich bestellten Aufsichtsratsmitglieder sollen durch Beschluss der Hauptver-
sammlung gewählt, d.h. in ihrem Amt bestätigt werden. Die Hauptversammlung ist nicht an 
Wahlvorschläge gebunden. 
 
Herr Roland Sand ist Verwaltungsratsmitglied der elumeo SE mit Sitz in Berlin und Beirats-
mitglied der Glycotope GmbH mit Sitz in Berlin. Herr Roland Sand ist darüber hinaus derzeit 
weder Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten noch Mitglied in vergleich-
baren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen.  
 
Herr Heinz Michael Gutsmann ist derzeit weder Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten noch Mitglied in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen. 
 
Herr Hans-Joachim Klenz ist derzeit weder Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-
sichtsräten noch Mitglied in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen. 
 
Herr Hans-Joachim Klenz ist Gesellschafter sowie Geschäftsführer oder Vorstand von Un-
ternehmen, die verschiedene mit der Unister Holding GmbH verbundene Unternehmen, nicht 
jedoch die Capital One AG, beliefern. Die Unister Holding GmbH ist wiederum mittelbar mit 
96,15 % der Aktien an der Capital One AG beteiligt. 
 
Darüber hinaus stehen nach Einschätzung des Aufsichtsrats die vorgeschlagenen Kandida-
ten nicht in einer nach Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex offenzule-
genden persönlichen oder geschäftlichen Beziehung zur Gesellschaft oder deren Konzern-
unternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft be-
teiligten Aktionär. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der amtierende Aufsichtsratsvorsitzende Roland Sand für 
den Fall seiner (Wieder-)Wahl für das Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden kandieren wird. 
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Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen mit sofortiger Wirkung für die Zeit bis zum 
Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für 
das zweite Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt – wobei das Geschäftsjahr, in 
dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird – zu Mitgliedern des Aufsichtsrats der 
Gesellschaft zu wählen: 

 
1. Herrn Roland Sand, Bankfachwirt, wohnhaft in Berlin 
2. Herr Heinz Michael Gutsmann, Diplom-Kaufmann, wohnhaft in Hamburg 
3. Hans-Joachim Klenz, Energieanlagen-Elektroniker, wohnhaft in Frankfurt a.M. 

 
 
Tagesordnungspunkt 9 
Beschlussfassung über die Vergütung des Aufsichtsrats 
 
Bisher haben die Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft keine Vergütung erhalten. Gem. § 
15 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft entscheidet die Hauptversammlung durch Beschluss 
mit einfacher Mehrheit über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats für jedes volle 
Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine Aufwandsentschädigung in Höhe 
von EUR 25.000,00 zzgl. anfallender Umsatzsteuer erhalten. Der Vorsitzende des Aufsichts-
rats erhält zusätzlich eine Aufwandsentschädigung in Höhe von EUR 25.000,00 zzgl. anfal-
lender Umsatzsteuer für jedes volle Geschäftsjahrs seiner Funktion als Vorsitzender des 
Aufsichtsrats und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält zusätzlich eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von EUR 12.500,00 zzgl. anfallender Umsatzsteuer für 
jedes volle Geschäftsjahr seiner Funktion als stellvertretender Vorsitzender des Aufsichts-
rats. Sofern das jeweilige Amt des Aufsichtsratsmitglieds nicht während eines vollen Ge-
schäftsjahres bestand, erhält das Aufsichtsratsmitglied eine anteilige Vergütung entspre-
chend der Dauer seines jeweiligen Amtes (pro rata temporis). Aufsichtsratsmitglieder erhal-
ten zusätzlich ein pauschales Sitzungsgeld in Höhe von EUR 2.500,00 zzgl. anfallender Um-
satzsteuer je Aufsichtsratssitzung. Diese Regelung gilt ab dem 1. Januar 2016 und solange 
bis die Hauptversammlung Abweichendes beschließt. 
 
 
Tagesordnungspunkt 10 
Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen, die Schaffung eines bedingten Kapitals sowie die entspre-
chende Änderung der Satzung 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen, die Schaffung eines bedingten Kapitals sowie die 
entsprechende Änderung der Satzung wie folgt zu beschließen: 
 
a. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. Mai 2021 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder den Namen lautende Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen (insgesamt im Folgenden auch: „Schuldverschrei-
bungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 25.000.000,00 (in Worten: Euro fünf-
undzwanzig Millionen) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung zu begeben und den Inha-
bern oder Gläubigern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den In-
habern oder Gläubigern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf bis 
zu 60.000 auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien der Gesellschaft mit 
einem anteiligen Gesamtbetrag am Grundkapital von bis zu EUR 60.000 (in Worten: 
Euro sechzigtausend) nach näherer Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des 



- 5 - 

 

Aufsichtsrats festzulegenden jeweiligen Options- bzw. Wandelanleihebedingungen 
(„Anleihebedingungen“) zu gewähren. 
 
Die Schuldverschreibungen können in Euro oder einer anderen gesetzlichen Währung 
eines OECD-Landes begeben werden. Für die Gesamtnennbetragsgrenze dieser Er-
mächtigung ist bei Begebung in Fremdwährungen jeweils der Nennbetrag der Schuld-
verschreibungen am Tag der Entscheidung über ihre Begebung in Euro umzurechnen. 

 
Die Schuldverschreibungen können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Aus-
land begeben werden, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit Mehr-
heit beteiligt ist („nachgeordnete Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird der 
Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für nachgeordneten Konzern-
unternehmen die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den In-
habern oder Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Options- bzw. Wandlungs-
rechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren und weitere für ein erfolgreiche Aus-
gabe erforderliche Erklärungen abzugeben sowie Handlungen vorzunehmen. 
 
Die Schuldverschreibungen können in jeweils unter sich gleichberechtige Teilschuld-
verschreibungen eingeteilt werden. 
 
Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch solche auf den Inhaber  
oder den Namen lautende Wandelschuldverschreibungen begeben, bei denen die In-
haber oder Gläubiger der Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der 
Wandelanleihebedingungen während des Wandlungszeitraums und/ oder am Ende 
des Wandlungszeitraums verpflichtet sind, die Schuldverschreibungen in neue Aktien 
der Gesellschaft umzutauschen. 
 
Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Einbringung einer Sach-
leistung erfolgen, sofern der Wert der Sachleistung dem Ausgabepreis entspricht und 
dieser den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoreti-
schen Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreitet. 

 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, sofern nicht nachfolgend ande-
res geregelt ist. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  
 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
auszuschließen  

― soweit Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen gegen Barleistung 
ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzma-
thematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Wandel- bzw. 
Optionsschuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Der rechneri-
sche Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die aufgrund von unter die-
ser Ermächtigung ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, 
darf 10% des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung – oder, falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnut-
zung dieser Ermächtigung nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind Ak-
tien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeit-
punkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien 
anzurechnen, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 
der Grundlage der Ausnutzung einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss 
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des Bezugsrechts entsprechend dieser Vorschrift begebenen Schuldverschrei-
bung auszugeben oder zu gewähren sind;  

― sofern die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen bzw. -leistungen, ins-
besondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch 
mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den 
Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, ausgegeben werden;  

― soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund des Bezugs-
verhältnisses ergeben;  

― um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien 
der Gesellschaft bzw. entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten oder von 
der Gesellschaft angedienter Aktien zum Ausgleich von Verwässerungen Be-
zugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser 
Rechte bzw. Erfüllung dieser Pflichten zustünden.  

 
Jede Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts darf 
unter dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn der auf die Summe der neuen Aktien, 
die aufgrund einer solchen Schuldverschreibung auszugeben sind, entfallende rechne-
rische Anteil des Grundkapitals 20% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. 
 
Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldver-
schreibung ein oder mehrere Optionsrechte beigefügt, die die Inhaber der Teilschuld-
verschreibungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats festzulegenden Anleihebedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 
berechtigen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuld-
verschreibungen bzw. einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der 
Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 
Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 
Schuldverschreibungen das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maß-
gabe der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das 
Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldver-
schreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesell-
schaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbe-
trag liegenden Ausgabebetrages einer Wandelschuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Umtausch-
verhältnis kann in jedem Fall auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Im Übri-
gen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt werden und/oder in Geld 
ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf die je Teilschuld-
verschreibung zu beziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der Schuld-
verschreibung bzw. einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der 
Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 
Die Options- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldverschreibungen können 
durch die Hingabe von eigenen Aktien der Gesellschaft sowie durch Ausgabe von neu-
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en Aktien aus bedingtem und/oder genehmigtem Kapital erfüllt werden, wobei dieser 
Beschluss kein einheitliches Rechtsgeschäft im Sinne des § 139 BGB darstellen. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Anleihebedingun-
gen sowie die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldver-
schreibungen festzusetzen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stücke-
lung, Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung einer Wandlungspflicht, Festle-
gung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzah-
lung statt Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien, 
Options- bzw. Wandlungspreis und Options- bzw. Wandlungszeitraum. 

 
b. Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 60.000,00 (in Worten: Euro 

sechzigtausend) durch Ausgabe von bis zu 60.000 neuen, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der Gewährung von Aktien an Inhaber von Options- bzw. Wandelschuldver-
schreibungen bzw. Wandlungspflichten nach Maßgabe der Options- bzw. Wandelan-
leihebedingungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 25. Mai 2016 bis zum 24. Mai 2021 von der Gesellschaft ausgegeben wer-
den. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichne-
ten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungs-
preis. 
 
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung der Options- bzw. Wan-
delschuldverschreibungen und nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber der Opti-
onsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibungen von ihren Options- bzw. Wand-
lungsrechten Gebrauch machen bzw. zur Wandlung bzw. Optionsausübung verpflichte-
te Inhaber von Anleihen ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen. 
Die aufgrund der Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder der Erfüllung der 
Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.  
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
 

c. § 5 der Satzung der Gesellschaft wird um einen neuen Abs. 7 wie folgt ergänzt: 
 

§ 5 
Grundkapital 

 
(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 60.000,00 (in Worten: 

Euro sechzigtausend) durch Ausgabe von bis zu 60.000 neuen, auf den In-
haber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Die be-
dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an Inhaber von Op-
tions- bzw. Wandelschuldverschreibungen bzw. Wandlungspflichten nach 
Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen, die aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 25. Mai 2016 bis 
zum 24. Mai 2021 von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die Ausgabe 
der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Er-
mächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wand-
lungspreis. 

 
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung der Options- 
bzw. Wandelschuldverschreibungen und nur insoweit durchzuführen, wie die 
Inhaber der Optionsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibungen von ih-
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ren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. zur Wandlung 
bzw. Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Anleihen ihre Verpflichtung 
zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen. Die aufgrund der Ausübung des 
Options- bzw. Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- bzw. Op-
tionspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.  

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 
d. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, den § 5 Abs. 7 der Satzung entsprechend der jeweili-

gen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusammen-
hang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betref-
fen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- oder Wandelschuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeit-
raumes sowie im Falle der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der 
Fristen für die Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für die Erfüllung 
von Wandlungs- bzw. Optionspflichten. 

 
 
Tagesordnungspunkt 11 
Beschlussfassung über weitere Satzungsänderungen 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende weitere Satzungsänderungen zu beschlie-
ßen: 
 
a. § 15 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
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§ 15 
Vergütung und Auslagenersatz 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält die auf die Vergütungsbestandteile und den 

Auslagenersatz etwaig anfallende Umsatzsteuer erstattet, soweit das Aufsichts-
ratsmitglied berechtigt bzw. verpflichtet ist, der Gesellschaft die Umsatzsteuer ge-
sondert in Rechnung zu stellen, und dieses Recht bzw. diese Pflicht in Form einer 
den Vorgaben des Umsatzsteuergesetz genügenden Rechnung ausübt. 

 
 

b. § 17 Absatz 1 und Absatz 2 werden wie folgt neu gefasst: 
 

§ 17 
Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der in der 
Einberufung bestimmten Frist vor der Hauptversammlung durch Vorlage ei-
nes besonderen Nachweises ihres Anteilsbesitzes unter der in der Einladung 
bezeichneten Adresse bei der Gesellschaft anmelden. Die Anmeldung muss 
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in 
Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache spätestens bis 
zum Ablauf des siebten Tages vor dem Tag der Hauptversammlung zuge-
hen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für 
den Zugang der Anmeldung vorgesehen werden. Bei Fristen und Terminen 
für den Anmeldetag ist der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. 

 
(2) Die Aktionäre müssen darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. 
Dazu bedarf es eines in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache erstellten Nachweises ihres Anteilsbesitzes durch das depotführen-
de Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut. Dieser Nachweis hat sich auf 
den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung 
(Nachweisstichtag) zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse spätestens bis zum Ablauf des sieb-
ten Tages vor dem Tag der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung 
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für den Zugang des 
Nachweises des Anteilsbesitzes vorgesehen werden. Bei Fristen und Termi-
nen für den Nachweis des Aktienbesitzes ist der Tag der Versammlung nicht 
mitzurechnen. 

 
 

c. § 18 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 18 
Durchführung der Hauptversammlung 

 
(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder 

im Fall seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter geleitet. Ist keine der 
vorbezeichneten Personen erschienen oder zur Leitung der Hauptversamm-
lung bereit, so eröffnet der Aktionär oder der Aktionärsvertreter, der die meis-
ten Stimmen vertritt, die Versammlung und lässt von ihr mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen einen Versammlungsleiter wählen. 
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d. § 20 wird wie folgt neu gefasst: 

 
§ 20 

Niederschrift über die Hauptversammlung 
 

Über die Hauptversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Ver-
sammlungsleiter zu unterzeichnen ist, soweit nicht nach den gesetzlichen 
Vorschriften eine notarielle Niederschrift zu erfolgen hat. 

 
 

 
Weitere Angaben zur Einberufung 
 
 
Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 
 
Von den insgesamt ausgegebenen 600.000 Stückaktien der Gesellschaft sind im Zeitpunkt 
der Einberufung dieser Hauptversammlung alle stimmberechtigt. Jede Stückaktie gewährt 
eine Stimme in der Hauptversammlung. Unterschiedliche Aktiengattungen bestehen nicht. 
Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung beträgt daher 600.000. 
 
 
Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung der Stimmrechte in der Haupt-
versammlung sind gem. § 17 der Satzung in Verbindung mit § 123 AktG nur diejenigen Akti-
onäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft rechtzeitig vor der Hauptversammlung anmel-
den und einen Nachweis ihres Anteilsbesitzes übermitteln. Der Nachweis des Anteilsbesitzes 
muss sich auf den Beginn des 4. Mai 2016 (0:00 Uhr mitteleuropäische Sommerzeit) bezie-
hen. Die Anmeldung zur Hauptversammlung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft jeweils spätestens bis zum Ablauf des 18. Mai 2016 (24.00 Uhr mitteleuro-
päische Sommerzeit) unter der Adresse 
 
Capital One AG 
Ludwigstraße 8 
80539 München 
Fax: +49 89 20 60 21 610 
E-Mail: info@capitalone-ag.de 
 
zugehen. 
 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes ist durch Bestätigung durch das depotführende Institut in 
deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) zu erbringen. 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung 
des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die 
Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei aus-
schließlich nach dem nachgewiesenen Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. 
Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerung des nachgewiesenen An-
teilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des nach-
gewiesenen Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Um-
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fang des Stimmrechts ausschließlich der nachgewiesene Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag maßgeblich. Veräußerungen nach dem Nachweisstichtag haben daher 
keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimm-
rechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, 
die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind 
nicht teilnahme- und stimmberechtigt. 
 
Nach fristgerechtem Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Ge-
sellschaft unter der genannten Adresse werden den teilnahmeberechtigten Aktionären Ein-
trittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten die Aktionäre, die an der Haupt-
versammlung teilnehmen oder ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben lassen wollen, 
frühzeitig ihre Eintrittskarten bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche 
Anmeldung sowie der Nachweis des Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen direkt durch 
das depotführende Institut vorgenommen. Aktionäre, die rechtzeitig eine Eintrittskarte bei 
ihrem depotführenden Institut angefordert haben, brauchen daher nichts weiter zu veranlas-
sen. 
 
 
Stimmrechtsvertretung 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten, 
z.B. das depotführende Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 
ihrer Wahl, ausüben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Ge-
sellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Auch im Falle einer Stimmrechtsver-
tretung sind eine fristgerechte Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes nach den 
vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 
 
Die Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft können auf durch Gesetz und Satzung zugelassene Weise, insbesondere schriftlich, 
per Telefax oder auf elektronischem Wege per E-Mail, erteilt werden. Auf der Rückseite der 
Eintrittskarte befindet sich ein Formular, welches zur Erteilung einer Vollmacht gebraucht 
werden kann. Möglich ist aber auch, dass Aktionäre eine gesonderte Vollmacht ausstellen. 
Ein entsprechendes Vollmachtsformular wird auf Verlangen in Textform jeder stimmberech-
tigten Person übermittelt. 
 
Bei der Bevollmächtigung von Kreditinstituten, nach § 135 Abs. 10, § 125 Abs. 5 AktG den 
Kreditinstituten gleichgestellten Instituten oder Unternehmen, Aktionärsvereinigungen oder 
Personen, für die nach § 135 Abs. 8 AktG die Regelungen des § 135 Abs. 1 bis 7 AktG sinn-
gemäß gelten, sind in der Regel Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu Be-
vollmächtigenden zu erfragen sind. Nach dem Aktiengesetz muss die Vollmacht in diesen 
Fällen einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt und von dem Bevollmächtigten nachprüf-
bar festgehalten werden. Die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf nur 
mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Bitte stimmen Sie sich 
daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder ein anderes der in § 135 
AktG gleichgestellten Institute, Unternehmen oder Personen bevollmächtigen wollen, über 
die Form der Vollmacht ab. Ein Verstoß gegen die vorgenannten und bestimmte weitere in § 
135 AktG genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung der in diesem Absatz Genannten 
beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht. 
 

 
 
Rechte der Aktionäre  
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Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 Abs. 
2 AktG  
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder einen an-
teiligen Betrag am Grundkapital von Euro 500.000 erreichen, können nach § 122 Abs. 2 
AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht 
werden. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss 
bei der Gesellschaft spätestens am 24. April 2016 (24.00 Uhr) eingehen. Jedem neuen Ge-
genstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
Wir bitten, ein solches Verlangen schriftlich an  
   
Capital One AG 
Ludwigstraße 8 
80539 München 
 
oder per E-Mail unter Hinzufügung des Namens des oder der verlangenden Aktionäre mit 
qualifizierter elektronischer Signatur an  
 
info@capitalone-ag.de  
 
zu übersenden. 
 
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem Tag der 
Hauptversammlung – also mindestens seit dem 25. Februar 2016 (0.00 Uhr) – Inhaber der 
Aktien sind. Bei der Berechnung dieser drei Monate bestehen nach § 70 AktG bestimmte 
Anrechnungsmöglichkeiten, auf die hiermit ausdrücklich hingewiesen wird. Bekanntzuma-
chende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberu-
fung bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzei-
ger bekanntgemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse http://www.capitalone-
ag.de/investor-relations bekanntgemacht und den Aktionären mitgeteilt.  
 
  
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG  
  
Aktionäre können der Gesellschaft bis spätestens 10. Mai 2016 (24.00 Uhr) (eingehend) un-
ter Angabe ihres Namens begründete Anträge gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG 
sowie unter Angabe ihres Namens Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
von Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG übersenden. Wahlvorschläge von Aktionären 
brauchen nicht begründet zu werden. Diese Anträge und/oder Wahlvorschläge von Aktionä-
ren sind ausschließlich an eine der folgenden Adressen zu richten:  
 
Capital One AG 
Ludwigstraße 8 
80539 München 
Fax: +49 89 20 60 21 610 
E-Mail: info@capitalone-ag.de 
 
Anderweitig adressierte Anträge und/oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Zu-
gänglich zu machende Anträge und/oder Wahlvorschläge von Aktionären werden unverzüg-
lich nach ihrem Eingang unter der Internetadresse http://www.capitalone-ag.de/investor-
relations veröffentlicht. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen nicht zugänglich gemacht 
werden, wenn folgende Angaben fehlen: Name, ausgeübter Beruf, Wohnort des zur Wahl 
Vorgeschlagenen sowie – bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern – die An-
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gaben nach § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden 
ebenfalls unter der vorgenannten Internetadresse zugänglich gemacht.  
 
 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG  
 
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft 
über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich grundsätz-
lich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem ver-
bundenen Unternehmen, die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezo-
genen Unternehmen. Auch hier ist aber Voraussetzung, dass die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist.  
 
Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der 
Generaldebatte zu stellen. Der Vorstand ist berechtigt, in bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG 
geregelten Fällen die Auskunft zu verweigern. 
 

 
Ausliegende und abrufbare Unterlagen 
 
Diese Einladung zur Hauptversammlung und die der Hauptversammlung zugänglich zu ma-
chenden Unterlagen sind ab Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite 
 
http://www.capitalone-ag.de/investor-relations 
 
abrufbar. 
 
Die zugänglich zu machenden Unterlagen werden auch während der Hauptversammlung am 
25. Mai 2016 zugänglich sein. 
 
Etwaige bei der Gesellschaft eingehende und veröffentlichungspflichtige Gegenanträge, 
Wahlvorschläge und Ergänzungsverlangen werden ebenfalls über die oben genannte Inter-
netseite zugänglich gemacht werden 
 
 
München, im April 2016 
 

 Capital One AG 
 

Der Vorstand 
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Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 221 Abs. 4 S. 2, 186 Abs. 4 S. 2 AktG zu 
Tagesordnungspunkt 10 über die Gründe für verschiedene Arten der Wiederveräuße-
rung bei Ausschluss des Bezugsrechts 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen zu Tagesordnungspunkt 10 vor, dem Vorstand eine Er-
mächtigung zur Ausgabe von Wandel- und Optionsanleihen zu erteilen. Es wird vorgeschla-
gen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24. Mai 2021 
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder den Namen lautende Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 25.000.000,00 (in Worten: 
Euro fünfundzwanzig Millionen) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung zu begeben und den 
Inhabern, oder Gläubigern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den Inha-
bern oder Gläubigern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf bis zu 
60.000 auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien der Gesellschaft nach nähe-
rer Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen („Anleihebedingungen“) zu 
gewähren. Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen ausge-
nutzt werden. Die Bestimmung der weiteren Einzelheiten obliegt dem Vorstand unter dem 
Vorbehalt der Zustimmung des Aufsichtsrates. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen (insgesamt im Folgenden auch: „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnenn-
betrag von bis zu EUR 25.000.000,00 (in Worten: Euro fünfundzwanzig Millionen) sowie zur 
Schaffung des dazugehörigen Bedingten Kapitals von bis zu EUR 60.000,00 (in Worten: Eu-
ro sechzigtausend) soll die Möglichkeiten der Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten 
erweitern und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt 
günstiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegen-
den flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen.  
 
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Um die Abwicklung zu er-
leichtern, soll auch von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die Schuldver-
schreibungen an Kreditinstitute oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
mit der Verpflichtung auszugeben, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum 
Bezug anzubieten. Unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen soll jedoch ein Aus-
schluss des Bezugsrechts möglich sein.  
 
Soweit Schuldverschreibungen ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, sofern die 
Schuldverschreibungen gegen Barleistung begeben werden und der Ausgabepreis den nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Wan-
del- bzw. Optionsschuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Der rechnerische 
Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die aufgrund von unter dieser Ermächtigung 
ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, darf 10% des Grundkapitals zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht überschreiten. Auf diese Begren-
zung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeit-
punkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund 
einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer 
anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend dieser Vorschrift 
begebenen Schuldverschreibung auszugeben oder zu gewähren sind.  
 
Durch diese Anrechnungen wird sichergestellt, dass keine Schuldverschreibungen ausgege-
ben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10% des Grundka-
pitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ohne besonderen sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Diese weiter-
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gehende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die bei Kapitalmaßnahmen ihre 
Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen. Für den Fall eines solchen Bezugs-
rechtsausschlusses ergibt sich aus der sinngemäßen Geltung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
das Erfordernis einer Festlegung des Ausgabepreises der Schuldverschreibungen nicht we-
sentlich unter dem Marktwert. Damit soll dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich ei-
ner Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden. Aufgrund der in der 
Ermächtigung vorgesehenen Festlegung des Ausgabepreises der Schuldverschreibungen 
nicht wesentlich unter dem rechnerischen Marktwert, würde der Wert eines Bezugsrechts 
praktisch auf Null sinken. Um diese Anforderung für die Begebung von Schuldverschreibun-
gen sicherzustellen, darf der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unterschreiten. Dann nämlich ist der Schutz der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres An-
teilsbesitzes gewährleistet und den Aktionären entsteht kein wirtschaftlicher Nachteil durch 
einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft 
aufrechterhalten oder Schuldverschreibungen entsprechend ihrer Beteiligungsquote erwer-
ben möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt erreichen.  
 
Durch die vorstehend beschriebenen Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugsrechts 
erhält die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzu-
nehmen, und sie wird in die Lage versetzt, ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige 
Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission der oben beschriebenen Finan-
zinstrumente nutzen zu können. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emissi-
on von Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der 
Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den 
Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden und der Emissionserlös im Interesse aller Aktionäre 
maximiert werden kann. Zudem ergeben sich durch Wegfall der mit dem Bezugsrecht ver-
bundenen Vorlaufzeit sowohl im Hinblick auf die Kosten der Mittelaufnahme als auch im Hin-
blick auf das Platzierungsrisiko weitere Vorteile. Mit einer bezugsrechtslosen Platzierung 
kann die ansonsten erforderliche Sicherheitsmarge ebenso wie das Platzierungsrisiko redu-
ziert und die Mittelaufnahme zugunsten der Gesellschaft und ihrer Aktionäre in entsprechen-
der Höhe verbilligt werden.  
 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 
Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweili-
gen Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses erge-
ben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Emis-
sion. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder 
durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet.  
 
Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wand-
lungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder 
einem Andienungsrecht der Gesellschaft auf Lieferung von Aktien ausgestatteten Schuldver-
schreibungen zum Ausgleich von Verwässerungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzu-
räumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfül-
lung der Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder dem Andienungsrecht der Gesellschaft zu-
stehen würde. Dies bietet die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle einer Ausnutzung der 
Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Wand-
lungs- bzw. Optionsrechte nach den jeweiligen Bedingungen ermäßigt werden muss.  
 
In den jeweiligen Bedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – vorgesehen werden, 
dass die Gesellschaft einem Wandlungsberechtigten bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien 
der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Zulässig soll auch sein, 



- 16 - 

 

eine Kombination dieser Erfüllungsformen vorzusehen. Ferner kann vorgesehen werden, 
dass die Zahl der bei Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung der 
Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder dem Andienungsrecht des Emittenten zu beziehen-
den Aktien bzw. ein diesbezügliches Umtauschrecht variabel ist und/oder der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit 
von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmun-
gen während der Laufzeit verändert werden kann.  
 
Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen durch den 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, wenn die Aus-
gabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, z.B. im Rahmen von Unterneh-
menszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrie-
ben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder An-
sprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen 
die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, ausgegeben werden. Voraussetzung ist, 
dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuld-
verschreibung steht, d.h. dass der Wert der Sachleistung dem Ausgabepreis entspricht und 
dieser den Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreitet. Im Fall von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ist der nach anerkannten Methoden ermit-
telte theoretische Marktwert maßgeblich. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 
Sachleistung eröffnet die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen 
als Akquisitionswährung im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen einsetzen zu können. Hiermit wird als Er-
gänzung zum genehmigten Kapital der Spielraum geschaffen, sich bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
liquiditätsschonend nutzen zu können. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Fi-
nanzierungsstruktur kann sich ein solches Vorgehen nach den Umständen des Einzelfalls 
anbieten. 
 
Nach der Ermächtigung darf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
benen Aktien 20% des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vor-
liegenden Ermächtigung. Auf diese Grenze werden angerechnet (i) Aktien, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden oder die (ii) aufgrund von während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer anderen Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- beziehungsweise Options-
schuldverschreibungen auszugeben sind. Da nach der vorstehenden Ermächtigung die Mög-
lichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts bereits sehr eingeschränkt ist, wird durch diese 
zusätzliche Beschränkung, über die gesetzlichen Einschränkungen hinausgehend, die Be-
einträchtigung der Aktionäre in engen Grenzen gehalten. 
 
 
München, im April 2016 
 
 

 Capital One AG 
 

Der Vorstand 
 


